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Im Mai 2004 ist die Europäische Union um
zehn neue Mitglieder gewachsen. Bulgarien
und Rumänien werden in absehbarer Zeit fol-
gen, der Türkei und den Ländern des westli-
chen Balkans wird eine Beitrittsperspektive in
Aussicht gestellt. Damit sieht sich die Union
mit einem neuen Nachbarschaftsraum kon-
frontiert, welchem auch Staaten angehören,
die nach Art. 49 EUV die geografischen Kri-
terien erfüllen würden, um der Europäischen
Union (EU) beizutreten (Ukraine, Moldau,
Belarus). Allerdings will die Union – aus
Sorge einer Überdehnung des europäischen
Projekts – vorerst keine weiteren Beitrittsan-
gebote aussprechen. Um aber trotzdem Stabi-
lität, Sicherheit und Wohlstand in ihrer Nach-
barschaft zu fördern, etablierte die Union die
Europäische Nachbarschaftspolitik (ENP).
Sechzehn Partnerländer (Ukraine, Belarus,
Moldau, die Länder des Südkaukasus und
zehn Partner aus der Mittelmeerregion) sind
unter diesem Politikansatz zusammengefasst.
Mit ihnen will die Union einen „Ring von
Freunden“ bilden, dem sie eine „Teilhabe an
der Union mit Ausnahme ihrer Institutionen“1

anbietet.

Europäische Nachbarschaftspolitik als Politik
der kleinen Schritte

Das erste Panel sollte einen einführenden Pro-
blemaufriss der ENP geben und wurde von
Annegret Bendiek eröffnet, die ihre konzeptio-
nellen Gedanken zur ENP als Sicherheitsre-
gime vorstellte. Bendiek identifizierte inner-
halb der ENP vier verschiedene Regime: Den

1

1 Romano Prodi: Das größere Europa – eine Politik der Nachbarschaft als Schlüssel zur Stabilität, Brüssel, 6.
Dezember 2002, SPEECH/02/619, S. 4, 6.
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Maghreb, den Nahen Osten, Osteuropa und
schließlich den Südkaukasus. Zwar bringe der
bilaterale Ansatz der ENP einige Vorteile mit
sich (Differenzierung nach einzelnen Part-
nern, besondere Anreize), führe allerdings
auch zu Asymmetrien im Partnerschaftsraum
und drohe, bestehende regionale institutio-
nelle Rahmen, beispielsweise im Bereich der
Euro-Mediterranen Partnerschaft, zu erset-
zen. Daher könnten unter besonderen Umstän-
den Sicherheitsregime als zusätzliche Logik
zum bilateralen und regionalen Ansatz für
Stabilität und Sicherheit sorgen und damit die
ENP bereichern. 

Auf den ungünstigen Ausgangspunkt der ENP
ging Martin Kremer ein. Er konzedierte, dass
es von Anfang an ein Nachteil gewesen sei,
dass man keine Mitgliedschaftsperspektive
ausstellen konnte. Die Adressatenländer hät-
ten somit den neuen Politikansatz der ENP
nur begrenzt positiv aufgenommen. Die an-
spruchsvollsten Herausforderungen sehe Kre-
mer somit vor allem bei den östlichen Partner-
ländern. Anstelle der Mitgliedschaft könne
man diesen nur eine Teilnahme am Binnen-
markt und EU-Programmen anbieten. Nach
seiner Auffassung müsse man sich bei der
ENP auf eine ‚Politik der kleinen Schritte‘
einstellen, welche nur sukzessive Fortschritte
in der Nachbarschaft erreichen könne. Trotz
dieser strukturellen Schwächen der ENP kon-
statierte Kremer jedoch, dass sie ein weitaus
besserer Ansatz sei, als von der Wissenschaft
dargestellt.

Annika Weidemann verwies in dem abschlie-
ßenden Beitrag dieses Panels auf die Ambi-
guität der Nachbarschaftspolitik: So sei die
ENP zwar offiziell keine Stufe zum Beitritt,
schließe diesen aber auch nicht gänzlich aus.
Damit sprach Weidemann einen Problem-
komplex an, der sich wie ein roter Faden
durch die Konferenz ziehen sollte. Betreffend
der Finanzierung der ENP stellte Weidemann
das Konzept des Europäischen Nachbar-
schafts- und Partnerschaftsinstruments vor,
welches mit rund 11,9 Mrd. Euro die ENP im
Zeitraum 2007-2013 unterstützen soll.

Wie ernst ist es der EU mit dem Demokratie-
export?

Das zweite Panel wurde von der politikwis-
senschaftlichen Debatte dominiert. Eröffnet
wurde die Runde mit einem Beitrag von Ste-
fan Fröhlich, der zunächst die These eines
originären europäischen Sicherheitsinteresses
an der Stabilisierung und damit einhergehen-
den Demokratisierung der Grenzräume vor-
stellte. Dieses leite sich schon aus dem inner-
europäischen Wertekanon ab. Fröhlich sieht
die Konditionalität als Mittel zur Umsetzung
europäischer Interessen als Hauptaspekt, ge-
rade weil viele der ENP-Adressaten proble-
matische politische Systeme darstellen. Als
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Problemfeld der ENP wurden auch die unter-
schiedlichen Erwartungshaltungen der Ak-
teure skizziert. Die ENP müsse nicht zwangs-
läufig in eine Mitgliedschaft münden, es
könne auch eine Europäisierung ohne Beitritt
geben. Um dies zu erreichen müsse mehr Fle-
xibilität in den Prozess gebracht werden, etwa
durch bilaterale Ansätze und erweiterte Akti-
onspläne. Hinzu komme die erforderliche Dif-
ferenzierung der Regionen, um einer Ent-
wicklung wie bei der OSZE vorzubeugen. Als
Fazit des Vortrages gab Fröhlich ein Plädoyer
für ein bilaterales Vorgehen in nicht regional
lösbaren Politikbereichen innerhalb der ENP.

Andrea Gawrich machte in ihrem Vortrag zu-
nächst deutlich, dass man nicht annehmen
dürfe, die EU sei nach den zehn neuen Beitrit-
ten in jüngster Zeit Experte in Sachen Demo-
kratieexport. Die EU habe zwar den
unangezweifelten Anspruch, Demokratie zu
exportieren, könne diesen aber nicht zufrie-
denstellend operationalisieren. Allgemein plä-
dierte Gawrich für eine neue Justierung der
ENP. Probleme ergäben sich sowohl aus den
generalisierenden und kaum messbaren For-
derungen seitens der EU im Rahmen der ENP
als auch aus der relativen Gleichbehandlung
von kontinentaleuropäischen Nachbarn und
den südlicheren Partnern. Bei einer Analyse
der Wirkungshemmnisse der ENP wurden un-
ter anderem die Anwendung von Konditiona-
lität ohne realistische Beitrittsperspektive und
die schwache Unterstützung der ‚bottom-up‘
Ansätze herausgestellt. Eine unverfängliche
Vorstufe zur ENP für Staaten wie Libyen,
Belarus und Syrien wurde als normativer Po-
litikvorschlag zur Diskussion gestellt.

Frank Umbach befasste sich in seinem ab-
schließenden Beitrag vor allem mit der pro-
blematischen Ausgestaltung der ENP und der
Nichtberücksichtigung anderer weltpolitisch
gewichtiger Regionen. So gehe man falsch in
der Annahme, Demokratieexport sei zwangs-
läufig auch Stabilitätsexport, vor allem, wenn
er nicht langfristig erfolge, sondern als ‚re-
gime change‘ betrieben werde. Des Weiteren
seien die Zielformulierungen der ENP auf-

grund des Fehlens einer supranationalen Au-
ßenpolitik der EU meist nur ein Minimalkon-
sens der Mitgliedstaaten und damit nicht der
Weisheit letzter Schluss. Die ENP müsse ih-
ren Blickwinkel vor allem auf die Gebiete
zwischen Zentraleuropa und dem Hindukusch
neu ausrichten. Umbach forderte zudem eine
bessere Einbindung anderer Politikbereiche,
wie der Energiepolitik, in die ENP. 

Was bringt die ENP aus ökonomischer Sicht?

Nachdem in den vorhergehenden Themenblö-
cken die ENP vor allem aus der Sicht der Poli-
tik und der Politikwissenschaft betrachtet
wurde, eröffnete das dritte Panel eine neue in-
terdisziplinäre Perspektive, indem die Ökono-
men Volkhart Vincentz und Martina Kastler
sowie Walter Klitz unter der Leitung von Sus-
anne Schmidt den wirtschaftlichen Aspekten
der ENP auf den Grund gingen. Die Teilneh-
mer des Panels taten sich allerdings recht
schwer, den ökonomischen Mehrwert der
ENP – wenn es denn einen solchen geben
sollte – für die Europäische Union und für die
Partnerländer zu evaluieren. Dies liege maß-
geblich daran – wie Schmidt erläuterte –, dass
die Validität der Daten für solche Messungen
nur schwer überprüfbar sei. Vincentz konsta-
tierte dann auch in seinem Beitrag, dass die
ENP in Bezug auf den Freihandel weder gra-
vierende Vor- noch Nachteile bringen werde.
Die ENP-Staaten könnten allerdings bei einer
Übernahme von neuen Technologien und
Standards, bei denen die EU Hilfe anbietet,
auf verstärkte Investitionen hoffen. Genau auf
diesen Aspekt ging Kastler genauer ein, die in
ihrem Beitrag die Position des European
Round Table of Industrials (ERT) vertrat.
Dieser begrüße das Konzept der Nachbar-
schaftspolitik und wünsche sich ein zügiges
Vorankommen. Als Ziel fordere der ERT ei-
nen „integrierten Wirtschaftsraum“, der den
Partnern sowohl eine Teilhabe am Binnen-
markt, wie auch an den vier Freiheiten einräu-
men sollte. Oberste Priorität müsse hier vor
allem die Handelsliberalisierung haben. Dafür
solle die ENP die Aktionspläne stärker auf die
ökonomische Dimension ausrichten. Klitz
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verwies in seinem Beitrag vor allem auf die
Erfolge der Erweiterungspolitik. Insbesondere
nannte er Estland als „Musterknabe“, das für
den Beitritt radikale marktwirtschaftliche Re-
formen in Angriff genommen hätte. Ähnliches
müsse bei den Ländern der ENP erfolgen.

Die Zusammenarbeit im Bereich Justiz und
Inneres als zweischneidiges Schwert

Martin Kahl, der Moderator des Panels, stellte
schon in der Einleitung die herausragende Be-
deutung dieses Themas für die ENP heraus,
zeigte aber auch den zentralen Zielkonflikt
der Politik, Kooperation mit den Nachbarn
gegenüber dem Schutz der Binnen-EU, auf. 

Wilhelm Knelangen versuchte mittels neun
präzise formulierter Thesen, den Erfolg der
ENP an den Erfolg auf dem Gebiet der Zu-
sammenarbeit im Bereich Justiz und Inneres
zu knüpfen. Eine dieser Thesen wies der Zu-
sammenarbeit im Bereich Justiz und Inneres
den Stellenwert einer europäischen Außen-
grenzpolitik zu, was für rege Reaktionen im
Plenum sorgte. Knelangen griff ferner den
schon in der Einleitung dargestellten Zielkon-
flikt der ENP auf und charakterisierte die For-
derung nach rechtsstaatlichen Strukturen in
den europäischen Nachbarstaaten als zum
Teil realitätsfremd. 

Der zweite Beitrag von Andrzej Gras befasste
sich aus polnischer Sicht mit der realpoliti-
schen Ausprägung und Rezeption der Zusam-
menarbeit im Bereich Justiz und Inneres im
Rahmen der ENP in den beteiligten Staaten
selbst. Gras stellte fest, dass Belarus bis auf
Weiteres nicht als Partner für die ENP in
Frage komme. Gänzlich anders sehe er dage-
gen die Beziehungen der EU zur Ukraine.
Diese sei, so Gras, auf kurze Sicht auf dem
Weg zu Beitrittsverhandlungen. Gleichzeitig
plädierte er aber für eine regionale Nachbar-
schaftspolitik mit Polen und forderte erleich-
terte Visabestimmungen, um den zivilgesell-
schaftlichen Austausch zu erleichtern.  

Sena Ceylanoglu erweiterte mit ihrem Vor-
trag den Blickwinkel der Thematik um die
praktische Perspektive des deutschen Innen-
ministeriums (BMI). Sie sieht die Visapolitik
als klassisches Mittel der Migrationsteuerung
und warnte davor, sich mit Visaerleichte-
rungen Erfolge in anderen Politikbereichen zu
erkaufen. Das BMI habe ein Sicherheitsinter-
esse, was oft schwerer wiege als Bestrebun-
gen des Demokratieexports. Als problema-
tisch bewertete Ceylanoglu den Prozess der
innereuropäischen Konsensfindung im Be-
reich Justiz und Inneres. Wie schon Knelan-
gen sieht auch Ceylanoglu den Politikbereich
als wichtigstes Kernelement zukünftiger ENP.
In der anschließenden Diskussion beschrieb
Martin Kremer vom Auswärtigen Amt die se-
lektive Visapolitik für spezielle Eliten als Er-
folgsmodell, welches auch in Zukunft zur An-
wendung kommen solle.  

Quo vadis, ENP? Die Nachbarschaftspolitik
und das Problem ihrer Finalität

Das abschließende Panel nahm sich eines der
brisantesten Themen der Nachbarschaftspoli-
tik an: Der Frage nach ihrer Finalität. Im
Raum steht hierbei die Diskussion, ob mit der
Nachbarschaftspolitik – wie von den ENP-
Partnern und vereinzelten Mitgliedstaaten ge-
fordert – eine Beitrittsperspektive ausgespro-
chen werden soll. Offiziell verneint die EU in
ihrem Strategiepapier einen Nexus zwischen
ENP und einer möglichen Mitgliedschaft.

Johannes Varwick machte in seinem Vortrag
deutlich, dass zur Zeit die Aufnahme neuer
Mitglieder in die EU über die bereits zugesag-
ten Beitritte hinaus ausgeschlossen sei, da sie
eine Verwässerung – in seinen Worten „OS-
ZEisierung“ – des europäischen Projekts be-
deuten würde. Vielmehr müsse die EU erken-
nen, dass Sicherheit, Stabilität und Wohlstand
in der Nachbarschaft auch mit anderen Inte-
grationsformen erreichbar seien.2 Varwick
forderte, dass man davon abkommen müsse,
die Erreichung von Stabilität immer nur mit

2 Siehe dazu auch: Johannes Varwick: Finalität ohne Ende? Die Europäische Union ist nicht am Ende, aber die
alten Leitbilder haben ihre Wirksamkeit verloren, in: Internationale Politik 5/2006, S. 69-77.
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dem Begriff der Erweiterung in Verbindung
zu bringen. So nannte er beispielsweise einen
wiederbelebten Europarat als eine Alterna-
tive und möglichen Garanten für Stabilität in
Europa.

Dem gegenüber sah Heinz Kramer als einzige
Möglichkeit für eine Stabilisierung des Nach-
barschaftsraums den Weg der „EUisierung“,
der nur über eine Erweiterung gegangen wer-
den könne. Kramer machte deutlich, dass sich
die EU mit der Nachbarschaftspolitik in einer
Exklusions/Inklusions-Falle befinde: Stelle
man keine Mitgliedschaft in Aussicht (Exklu-
sion), wäre eine Annäherung der Nachbarlän-
der an den EU-Besitzstand nur schwer zu
erreichen. Lasse man die Frage einer Mit-
gliedschaft dagegen offen (Inklusion), wäre
die ENP zwar erfolgreich, eine Mitgliedschaft
– die auch Kramer zur Zeit als unmöglich an-
sieht – dann aber nur noch schwer zurückzu-
weisen. Nach Kramer könne die ENP daher
nur erfolgreich sein, wenn die EU sich auf ein
Beitrittsmoratorium von zehn bis fünfzehn
Jahren einige. Dies halte er allerdings für äu-
ßerst unwahrscheinlich.

Barbara Lippert schließlich schlug einen ähn-
lichen Weg wie Varwick vor. Sie stellte ihr
auf Klaus Hänsch zurückgreifendes Konzept
der „gesamteuropäischen Aufgabenkonföde-
ration“ vor.3 Hierunter verstehe sie einen An-
satz, der die EU nicht als alleiniges Modell in
der Nachbarschaft ansehe, sondern der auch

auf andere multilaterale Kooperationsformen,
wie zum Beispiel den Europäischen Wirt-
schaftsraum, zurückgreife. Eine Fixierung auf
eine Mitgliedschaft halte auch sie für kontra-
produktiv.

Fazit 

Das Konzept der Konferenz, Referenten aus
verschiedenen wissenschaftlichen und prakti-
schen Ressorts zusammenzuführen um somit
ein breitgefächertes und gleichzeitig differen-
ziertes Bild der ENP zu erhalten, ist weitge-
hend aufgegangen. Die multidisziplinären Pa-
nel boten sowohl wissenschaftlich profunde
Analysen als auch Erkenntnisse von prakti-
scher Bedeutung. Die anschließenden Diskus-
sionen zeigten jedoch, wie sehr sich die Auf-
fassungen zwischen Politikwissenschaftlern,
Ökonomen und Praktikern zu manchen The-
menbereichen unterscheiden. Als inhaltliches
Fazit der Konferenz sind zwei wichtige
Punkte herausgearbeitet worden: So wurde ei-
nerseits deutlich, dass – gleich, welche ge-
naue Gestalt die ENP in Zukunft haben wird –
das Damoklesschwert der Erweiterung über
der Nachbarschaftspolitik schweben wird.
Zum anderem ist die Frage nach der geogra-
fischen und politischen Finalität der EU von
evidenter Bedeutung: Eine erfolgreiche Nach-
barschaftspolitik kann nur von einer nach in-
nen konsolidierten EU mit klaren Konzepten
und Zielvorstellungen betrieben werden.

3 Siehe dazu auch: Barbara Lippert: Assoziierung plus gesamteuropäische Aufgabenkonföderation: Plädoyer für
eine selbstbewusste EU-Nachbarschaftspolitik, in: integration 2/2006, S. 149-157.


